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Teil I 

Einführung und Grundlagen





§  1 Einleitung

I. Die Forschungsfrage

Das Verhältnis von Stadt und Staat ist im Umbruch. Bis in die jüngere Vergan-
genheit trat die Stadt in vielerlei Hinsicht hinter dem Staat zurück. Sie war Teil 
der staatlichen territorialen Gliederung und mehr oder weniger stark in die 
staatliche Verwaltung eingebunden. Als eigenständige politische Einheit wurde 
sie, wenn überhaupt, nur in einem lokalen Sinn wahrgenommen. Das Feld der 
grenzüberschreitenden Kontakte war demgegenüber dem Staat und den von 
ihm geschaffenen internationalen Organisationen vorbehalten. Seit einiger Zeit 
wird diese Arbeitsteilung zwischen Staat und Stadt aber in Frage gestellt. Die 
Soziologin Saskia Sassen hat in diesem Kontext bemerkt: 

„The loss of power at the national level produces the possibility for new forms of power 
and politics at the subnational level. The national as container of social process and po-
wer is cracking up, opening up possibilities for a geography of politics that links subna-
tional spaces. Cities are foremost in this new geography.“1

Ganz ähnlich wird die Situation von Udo di Fabio beurteilt:

„Im Verbund der sich zum Teil überlagernden öffentlichen Gewalt, in der Gleichzeitig-
keit von Hierarchie und Gleichordnung, von Subordination und Koordination, im Brü-
ckenschlag zwischen Hoheitsgewalt und organisierten gesellschaftlichen Kräften ent-
steht eine neue Topographie politischer Herrschaft. Sie erinnert wieder mehr an vormo-
derne Muster, wenn von Standorten und Börsenplätzen, von Regionen des Wohlstands 
und Randlagen die Rede ist. Herrschaftszentren bilden sich in Mailand, Paris, London, 
Brüssel, Frankfurt, Berlin oder München, weil sich hier das Bündnis von Wohlstands- 
und Regierungszentren, von Banken und Zentralbanken lokalisiert. Diese Zentren be-
ginnen sich über Staatsgrenzen hinweg wie zurzeit der Hanse zu verbinden, der Rest 
wird Umland, Peripherie.“2

Ob es heute einen Verlust an staatlicher Gestaltungsmacht gibt, der Staat also 
(einmal wieder) im Niedergang begriffen ist, muss hier zumindest vorerst eben-
so wenig beurteilt werden wie die Frage, ob das Modell der Hansestädte wieder 
auflebt. Genauso oft wie der Untergang des Staates ist das „Ende der Städte“ 

1 Sassen, Territory, Authority, Rights, S.  314. 
2 di Fabio, Der Verfassungsstaat in der Weltgesellschaft, S.  68. 
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ausgerufen worden.3 Anstelle von einem Nullsummenspiel der Machtverteilung 
zwischen Staat und Stadt auszugehen, ist es ebenso plausibel, zu konstatieren, 
dass sich das Bild der internationalen Beziehungen erheblich ausdifferenziert 
hat. Neben den Staat sind andere Akteure getreten.4 Teil dieser Ausdifferenzie-
rung ist es auch, dass die unterstaatliche Ebene vermehrt nach außen drängt. 
Städte sind in den letzten Jahren in einem zunehmenden Maße zu international 
relevanten Akteuren geworden. Sie gründen internationale Verbünde in diver-
sen Politikbereichen, kooperieren mit internationalen Organisationen und 
schreiben sich die Durchsetzung globaler Gemeinschaftsgüter, etwa im Men-
schenrechtsbereich, auf ihre Fahnen. Zugleich ist vieler Orten von einer voran-
schreitenden Urbanisierung der Welt die Rede.5 Schon heute lebt mehr als die 
Hälfte der Menschheit in Städten. Für die kommenden Jahrzehnte wird ein An-
wachsen des Urbanisierungsgrades auf bis zu zwei Drittel der Weltbevölkerung 
prognostiziert.6 

Die sich daraus ergebende Diskussion in Fächern wie der Soziologie, Geogra-
phie oder der Lehre von den internationalen Beziehungen betrachtet dieses Phä-
nomen aus unterschiedlichen Blickwinkeln. Konzentrieren sich einige Ansätze 
im Gefolge der Arbeiten von Saskia Sassen auf sog. „Megacities“7, die Knoten-
punkte unserer heutigen global vernetzten Weltwirtschaft, fokussieren andere 
auf ein „right to the city“, welches „rebellische“ Städte gegen herrschende Leh-
ren von „good urban governance“ ins Feld führten.8 

Die Vielfalt der Praxis und die Bandbreite theoretischer Deutungen dieser 
Entwicklung in anderen Disziplinen hat bisher nur ein schwaches rechtswissen-
schaftliches Echo ausgelöst. Nur wenige Studien setzen sich zum Beispiel in der 
Völkerrechtswissenschaft mit der wachsenden Rolle von Städten auseinander.9 
Dabei laden etwa Beispiele wie das Engagement von internationalen Städtever-
bünden im Bereich des Klimaschutzes zu einer Neubewertung der völkerrecht-
lichen Akteurs- und Rechtssetzungslehre ein.10 Im Unionsrecht leisten die viel-
fachen Aktivitäten der Kommission im Bereich regionaler Förderprogramme 
einen gehörigen Beitrag dazu, Städte und Gemeinden aus einem vormals über-

3 Lenger, Metropolen der Moderne, S.  19; vgl. auch Jacobs, The Death and Life of Great 
American Cities, S.  5 ff.; M. P. Smith, Transnational Urbanism, S.  3; zu den „Kräfteverhältnis-
sen“ zwischen Staat und Stadt siehe auch Osterhammel, Die Verwandlung der Welt, S.  382. 

4 Nolte, VVDStRL 67 (2008), S.  129 (130).
5 Vgl. hier nur Gleeson, The Urban Condition, S.  1. 
6 Die entsprechenden Daten sind abrufbar unter http://esa.un.org/unpd/wup/; kritisch 

zum aus diesem Datenbestand abgeleiteten „urban age“ Brenner/Schmid, IJURR 38 (2014), 
S.  731 ff. 

7 Sassen, The Global City, S.  5; dies., A Sociology of Globalisation, S.  97 ff., S.  190 ff. 
8 Harvey, Rebel Cities, S. xviii, 15, 25; Massey, World City, S.  36; M. P. Smith, Transnatio-

nal Urbanism, S.  48 ff. 
9 Vgl. allerdings bereits die Beiträge in Societé française pour le droit international (Hrsg.), 

Les collectivités territoriales non-étatiques dans le système juridique international. 
10 Aust, ZaöRV 73 (2013), S.  673 ff. 
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wiegend national determinierten rechtlichen Rahmen herauszulösen.11 Im in-
nerstaatlichen Verfassungs- und Verwaltungsrecht wurden die grundlegenden 
Umbrüche bisher vielfach gar nicht erst rezipiert.12 Wird über Städte und Ge-
meinden als internationale Akteure nachgedacht, sind vielfach immer noch Dis-
kussionen über „kommunale Außenpolitik“ im Kalten Krieg diskursprägend.13 
Begünstigt wird dies durch eine bestenfalls sektorale Auseinandersetzung mit 
den grenzüberschreitenden Aktivitäten von Städten und Gemeinden auf der 
Ebene des einfachen Rechts. Die sodann diskutierten Beispiele wirken peripher 
bis esoterisch („die Fahne Tibets auf dem Rathaus“14) und verstellen so den 
Blick auf die Entwicklung, die Gegenstand dieser Untersuchung ist: das Her-
austreten von Städten und Gemeinden aus einem rein nationalen Rahmen und 
ihr Erstarken zu international relevanten Akteuren. 

Mit dieser Entwicklung sind eine ganze Reihe von Fragen verbunden. Haben 
Städte und Gemeinden heute einen besonderen völkerrechtlichen Status? Wel-
che Rolle spielt das Unionsrecht bei der Aktivierung von Städten zu grenzüber-
schreitendem Handeln? Dürfen kommunale Gebietskörperschaften nach deut-
schem Verfassungsrecht eine eigene Außenpolitik entwickeln? Und schließlich, 
mit welchen Instrumenten kann die deutsche Rechtsordnung die internationa-
len Aktivitäten von Städten und Gemeinden begleiten, normativ kanalisieren 
und in das Gefüge des einfachen Rechts einfügen? Zusammengenommen ergibt 
sich daraus die allgemeine Forschungsfrage dieser Arbeit: Sind Städte und Ge-
meinden zu international relevanten Akteuren geworden, die in dieser Eigen-
schaft im Völkerrecht, Unionsrecht wie auf nationaler Ebene im öffentlichen 
Recht anerkannt sind? 

II. Der Forschungsgegenstand

Da es eine Vielzahl verschiedener Formen grenzüberschreitenden Handelns 
kommunaler Gebietskörperschaften gibt, ist es zunächst notwendig, die For-
schungsfrage im Hinblick auf ihren Gegenstand näher zu präzisieren. Ange-
sichts der Praxisvielfalt erscheint es dabei als wenig aussichtsreich, eine strikt 
definierte Typologie zu erstellen, welche das grenzüberschreitende Handeln 
von Städten und Gemeinden in feste Kategorien pressen würde. Gleichwohl 
können im Interesse einer geordneten Darstellung drei typische Formen kom-

11 Siehr, Der Staat 48 (2009), S.  75 ff.; Kment, DV 45 (2012), S.  155 ff. 
12 Siehe Möllers, Die Internationalisierung des Verwaltungsrechts, S.  1 (5); F. C. Mayer, 

Internationalisierung des Verwaltungsrechts?, S.  49 (63); vgl. aber auch schon Tietje, Interna-
tionalisiertes Verwaltungshandeln, S.  410. 

13 Heberlein, DV 26 (1993), S.  211 ff.; Nettesheim, in: Maunz/Dürig, GG-Kommentar, 
Art.  32, Rn.  125. 

14 Wohlfahrth, LKRZ 2009, S.  321 (323). 


